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Hermann Avenarius
Die Genehmigungsrichtlinien der Kultusminbter unter jurbtbchem Aspekt
Bei der juristischen Bewertung der ministeriellen Genehmigungsrichtlinien möchte
ich
mich auf verfassungsrechtliche Aspekte beschränken; dabei werde ich auf spezifische
Rechtsfragen des Datenschutzes, die während dieses Symposions gesondert
behandelt
werden, nur beiläufig eingehen1.
1. Reichweite und Grenzen des Anspruchs auf Erteilung der Forschungsgenehmigung
Den verfassungsrechthchen Horizont bestimmen im wesentlichen zwei Normen, die in
einem gewissen Spannungsverhältnis zueinander stehen: Art. 5 Abs. 3 und Art.
7 Abs.
1GG.
Das in Art. 5 Abs. 3 GG gewährleistete Grundrecht der Wissenschafts- und damit auch der
Forschungsfreiheit erschöpft sich nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts
nicht in
seiner Funktion als Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe. Es begründet darüber hinaus
eine objektive wertentscheidende Grundsatznorm, die dem Staat ein forschungsfreundli¬
ches Verhalten gebietet. Mehr noch: Der Forscher hat einen Anspruch darauf, daß der
Staat die wertentscheidende Grundsatznorm beachtet; mit Hilfe dieses Teilhaberechts
kann der Wissenschaftler, jedenfalls im Prinzip, von der öffentlichen Gewalt die Einlö¬
sung der Forschungsförderungspflicht verlangen.
Das Grundgesetz gewährleistet die Freiheit der Forschung vorbehaltlos, jedoch nicht
grenzenlos. Ihre Grenzen ergeben sich allerdings nur aus der Verfassung selbst,
insbeson¬
dere aus den Grundrechten anderer; sie können also durch Gesetz, Rechtsverordnung
oder gar Verwaltungsvorschrift nur erläuternd umschrieben, nicht aber konstitutiv
festgelegt werden.
Art. 7 Abs. 1 GG ist eine der für unseren Kontext maßgebüchen verfassungsrechtlichen
Bestimmungen, die der Forschungsfreiheit Grenzen ziehen. Diese Norm weist dem
Staat
die Schulhoheit und damit die Verantwortung für die schulische Bildung und Erziehung
zu.
Aus der Zusammenschau beider Normen - Art. 5 Abs. 3 und Art. 7 Abs. 1 GG
- läßt sich
der Grundsatz ableiten, daß Wissenschaftlern die Genehmigung zur Durchführung von
Forschungsvorhaben in der Schule erteilt werden muß, sofern und soweit der staatliche
Bildungs- und Erziehungsauftrag nicht beeinträchtigt wird.
1 Die Thematik ist ausführlicher behandelt in: Hermann Avenarius: Informationszugang
- Forschungsfinanzierung - Publikationsfreiheit: Rechtsfragen im Verhältnis zwischen pädagogi¬
scher Forschung und Staat. In: Forschung und Lehre sind frei... Wie die pädagogische Forschung
von ihrem Gegenstand ausgesperrt wird. Weinheim und Basel 1980, S. 69-103.
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Damit stellt sich die Frage, ob die Genehmigungsbedingungen in den ministeriellen
Richtlinien bzw. Verordnungen mit dieser verfassungsrechthchen Maßgabe vereinbar
sind. Ich möchte nur die wichtigsten Bestimmungen herausgreifen:
1.1. Beachtung wbsenschaftlicher Standards
Da nur seriöse Forschung, d.h. eine geistige Tätigkeit mit dem Ziel, in methodischer,
systematischer und nachprüfbarer Weise neue Erkenntnisse zu gewinnen, den Grund¬
rechtsschutz genießt, kann die Schulbehörde die Genehmigung von der Einhaltung
wissenschaftlicher Standards in der Anlage des Projekts (so Bremen) und nach der
Qualifikation der beteiligten Wissenschaftler (so Hessen) verlangen. Bei etablierten
Forschungseinrichtungen ist i.d.R. davon auszugehen, daß der WissenschaftUchkeit des
geplanten Vorhabens keine Bedenken entgegenstehen.
1.2. Notwendigkeit schulinterner Forschung
Die Forschungsförderungspflicht des Staates reicht nur so weit, als es an ihm liegt, die
Voraussetzungen für die Wahrnehmung des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit zu
schaffen. Lassen sich die benötigten Informationen ohne erhebliche Schwierigkeiten auch
außerhalb der Schule beschaffen, besteht kein Anspruch auf Erteilung der Forschungser¬
laubnis. Wenn daher ministerielle Vorschriften die Genehmigung an den vom Forscher zu
erbringenden Nachweis knüpfen, daß das Material nicht auf andere Weise gesichert
werden kann (so Rheinland-Pfalz, ähnlich Bremen, vgl. auch Baden-Württemberg), ist
dagegen in verfassungsrechtlicher Perspektive nichts einzuwenden.
1.3 Bildungspolitbche Relevanz der Untersuchung
Der sich aus Art. 7 Abs. 1 GG ergebenden Verantwortung des Staates für das Schulwesen
könnte der Gedanke entnommen werden, daß die Schulbehörde nur solche Vorhaben zu
genehmigen brauche, die einen Bezug zur Schule haben (so z.B. Berlin, Nordrhein-
Westfalen) oder gar einem erhebüchen bzw. bestimmten pädagogisch-wissenschaftlichen
Interesse entsprechen (so Bayern, Rheinland-Pfalz). Eine derartige Beschränkung des
Forschungszugangs läuft jedoch darauf hinaus, daß sich der Staat eine inhaltlich wertende
Einflußnahme auf die wissenschaftliche Betätigung anmaßt, daß er je nach seinen
Vorstellungen von Praxisbezug und pädagogisch-wissenschaftlichem Interesse die Infor-
mationsverteüung in einseitiger Weise steuern und sich auf diesem Wege leichterhand der
Kritik und Kontrolle durch die Wissenschaft entziehen kann. Das läßt sich mit dem
Grundrecht der Forschungsfreiheit, das den Schutz vor staatücher Ingerenz verbürgt,
nicht vereinbaren.
1.4. Störungen des Schul- und Unterrichtsprinzips
Aus der staatlichen Schulhoheit ergibt sich die Verpflichtung der Schulbehörde, für einen
geordneten Schulbetrieb Sorge zu tragen. Mit Rücksicht darauf knüpfen die ministeriellen
Vorschriften die Genehmigung einer Untersuchung an die Voraussetzung, daß die Schule
und die an ihr Beteiligten durch die Erhebung nicht unzumutbar belastet oder gestört
werden. Diese Einschränkung ist verfassungsrechtlich zulässig. Sie trägt der notwendigen
Ordnung des Schulbetriebs Rechnung, ohne die Wissenschaftsfreiheit mehr als unbedingt
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erforderlich zu behindern. Die Zumutbarkeitsklausel steht geringfügigen und kurzfristi¬
gen Belästigungen und Unterbrechungen des Unterrichtsablaufs durch Forschungsaktivi¬
täten nicht entgegen, zieht aber einer Untersuchung, die den Unterrichtsbetrieb erhebüch
zu beeinträchtigen oder den Schulfrieden nachhaltig zu stören droht, erlaubtermaßen
Grenzen.
1.5. Schutz der Persönlichkeitssphäre
Diesem Ziel dienen Bestimmungen, die die vertrauliche Behandlung personenbezogener
Daten und die Wahrung der Anonymität der Befragten fordern, die die Freiwilligkeit der
Beteiügung - bei Minderjährigen die Zustimmung der Erziehungsberechtigten
- verlan¬
gen, die Eingriffe in die Intimsphäre untersagen usw. Solche Beschränkungen der
Forschungsfreiheit sind eine Folge des Persönlichkeitsrechts des Schülers (Art. 1 Abs. 1,2
Abs. 1 GG) und des Elternrechts (Art. 6 Abs. 2 GG). Der Staat, dem die Verantwortung
für die schulische Bildung und Erziehung übertragen ist, darf nicht die Hand dazu reichen,
daß das Schulverhältnis von schulfremden Personen oder Einrichtungen dazu benutzt
wird, die Persönlichkeitssphäre der Schüler zu verletzen. Andererseits darf die Berufung
auf den Persönüchkeitsschutz nicht in eine Bevormundung der Schüler, Eltern und Lehrer
umschlagen. Nicht die noch so fürsorglichen Absichten der Schulbehörde, sondern der
Wille der Beteiügten ist ausschlaggebend. Deshalb muß die Verwaltung dem Forscher
zunächst einmal die Chance eröffnen, mit den Probandenund ggf. den Erziehungsberech¬
tigten überhaupt in Kontakt zu kommen, um deren Bereitschaft zur freiwilligen Mitwir¬
kung zu erkunden.
2. Zum Verfahren
Die Genehmigungsrichtlinien enthalten zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe, z.B.
„unzumutbare Belastungen für Schule, Schüler und Lehrer" (Hessen); Nachweis, „daß
das Material oder das Ergebnis nicht ganz oder teilweise auf andere Weise gesichert
werden kann" (Rheinland-Pfalz), wissenschaftliches Ausgewiesensein des Projekts (Bre¬
men). Besonders behebt ist der Hinweis auf angeblich entgegenstehende datenschutz-
rechthche Bestimmungen. Für die Behörde eröffnet sich hier die bequeme Mögüchkeit,
der Forschung den Zugang zur Schule mit Rückgriff auf solche Formeln zu versperren.
Demgegenüber ist zu betonen, daß die Schulbehörde, die den Antrag auf Erteilung der
Forschungserlaubnis ablehnt, gerade aufgrund der staatlichen Forschungsförderungs¬
pflicht gehalten ist, die Versagungsgründe darzulegen. Globale Hinweise auf Störungen
des Unterrichtsbetriebs, auf das Fehlen wissenschaftlicher Standards o.a. reichen nicht
aus. Der Forscher muß wissen, woran er ist, was er tun kann, um sein Teilhaberecht trotz
behördücher Bedenken durchzusetzen.
3. Zum Gesetzesvorbehalt
Der gegenwärtige Regelungsstand löst schließlich auch deshalb Bedenken aus, weil
Reichweite und Grenzen der verfassungsrechtlich begründeten Rechtspositionen (For¬
schungsfreiheit einerseits, staatliche Schulhoheit, Persönlichkeitsrechte der Schüler,
Elternrecht andererseits) nur durch exekutivische Vorschriften bestimmt sind. Damit wird
der sich aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip herleitende Gesetzesvorbehalt
umgangen. Der Gesetzgeber ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
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richts dazu verpfüchtet, die wesentlichen Entscheidungen im Schulbereich selbst zu treffen
und nicht der Schulverwaltung zu überlassen. Das gilt vor allem für die der staatlichen
Gesetzgebung offenüegende Rechtssphäre auf dem Gebiet der Grundrechtsausübung.
Der von der Kommission Schulrecht des Deutschen Juristentages vorgelegte Entwurf für
ein Landesschulgesetz trägt diesem Gebot zumindest ansatzweise, wenn auch nicht voll
überzeugend Rechnung2.
Anschrift des Autors:
Prof. Dr. Hermann Avenarius, Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung,
Schloßstr. 29, 6000 Frankfurt/M. 90
§ 47 des Entwurfs lautet: „WissenschaftUche Forschungsvorhaben in den Schulen bedürfen der
Genehmigung des Kultusministers. Die Genehmigung büdungswissenschaftlicher Forschungsvor¬
haben ist zu erteilen [soll erteüt werden], wenn die ErfüUung des Bildungsauftrages der Schule
hierdurch nicht unangemessen beeinträchtigt wird. Vor Erteüung der Genehmigung ist die
Schulkonferenz [sind die Gesamtkonferenz, der Eltern- und der Schülerbeirat] der Schule
anzuhören."
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